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bis zu einer vom Justizapparat völlig losgelösten „Privatisie­
rung der Konfliktregelung“ hingeführt werden darf. Nicht 
wenige Autoren warnen vor der „Gefahr einer gewerbsmä­
ßigen, unkontrollierten Privatjustiz, die — etwa in Gestalt 
flächendeckender Schiedsgerichtsorganisationen für kosten­
günstige Massenfälle — der staatlichen Gerichtsbarkeit den 
Rang ablaufen könnte“.24 Die meisten Vorschläge laufen des­
halb darauf hinaus, für die Schlichtungs- bzw. Schiedsstellen 
Juristen mit der „Befähigung zum Richteramt“ als Vorsit­
zende zu bestellen und die mit den Streitparteien ausgehan­
delten Vergleiche durch das Gericht vollstreckungsfähig zu 
machen. Teilweise wird darüber hinaus erwogen, außerge­
richtliche Verfahren nicht nur auf Antrag von Bürgern, son­
dern auch auf Initiative der Schiedsstelle durchzuführen, 
wenn diese bereits bei Gericht anhängige- Fälle für eine 
außergerichtliche Streitbeilegung als geeignet ansieht und die 
Verfahrensbeteiligten zu einer Übertragung der Angelegen­
heit auf die Schiedsstelle bewegen kann.25 26

Bei den Vorhaben zur Erweiterung des Schlichtungs- und 
Schiedswesens geht es mithin darum, zur Entlastung der 
Gerichte vereinfachte und kostengünstigere Streitbeilegungs­
verfahren 'vorwiegend in bestimmten zivilrechtlichen Streit­
fällen anzubieten, die aber in vieler Hinsicht an die Justiz 
angebunden und von ihr abhängig sind. Sie sollen — wie oft 
betont wird — gerichtliche Verfahren nicht ersetzen, sondern 
lediglich ergänzen. Das mit ihnen verfolgte Anliegen besteht 
vor allem darin, das Instrumentarium staatsmonopolistischer 
Konfliktregulierung differenzierter und damit effektiver zu 
machen. Man erwartet, daß die „alternativen Verfahren“ in 
mancher Beziehung besser als die gerichtlichen Verfahren 
in der Lage sind, eine für die Streitbeteiligten „friedensstif­
tende Regelung“ des Konflikts zu erreichen.25 Auf diese 
Weise sollen sie zugleich dazu beitragen, Barrieren zwischen 
der Bevölkerung und den konfliktreguliefenden Instanzen 
abzubauen. Sie flankieren damit die in jüngerer Zeit unter­
nommenen vielfältigen Versuche, das Image der Justiz in der 
Öffentlichkeit aufzuwerten.27 1

*

Die Überwindung der sich vertiefenden Kluft zwischen werk­
tätiger Bevölkerung und Justiz, wie sie sich letztlich in den 
verschiedenen Erscheinungsformen der Justizkrise ausdrückt, 
ist weder durch eine Rationalisierung des gerichtlichen Ver­
fahrens noch durch eine Verlagerung des Streitpotentials auf 
außerhalb des Justizapparates agierende Institutionen mög­
lich. Besonders von den Kommunisten wird darauf hinge­
wiesen, daß eine Demokratisierung der Justiz nicht durch 
einzelne, in ihrer Wirkung begrenzte Justizreformen — wie 
etwa die Vereinfachung, Verbilligung und Beschleunigung 
des gerichtlichen Verfahrens — zu erreichen ist.' Durch solche 
Maßnahmen kann zwar die verfahrensrechtliche Position der 
Werktätigen verbessert, nicht aber das System monopolisti­
scher Klassenjustiz verändert werden. Vielmehr „(ist) der 
Kampf um eine an den Interessen der arbeitenden Bevölke­
rung orientierte demokratische Justiz untrennbar verbunden 
mit dem Kampf um demokratischen Fortschritt in der ganzen 
Gesellschaft“.28 Demokratische Reformen in der Justiz — wie 
z. B. die Beteiligung demokratischer Organisationen an der 
Auswahl der Richter — setzen in erster Linie voraus, daß die 
Arbeiterklasse und die mit ihr verbündeten Kräfte einen 
wirksamen Einfluß auf die politischen Entscheidungsprozesse 
der Gesellschaft erlangt haben.

Unter den derzeitigen Bedingungen führt die Arbeiter­
klasse den Kampf gegen die sozialreaktionäre Ausrichtung 
der Rechtsprechung vor allem als Teil des Kampfes um die 
Verteidigung ihrer politischen und sozialen Rechte gegen die 
Angriffe des Monopolkapitals und der konservativen Regie­
rung. So tritt sie dafür ein, daß die verfassungsrechtlich ge­
währleistete Meinungs- und Demonstrationsfreiheit sowie das 
Streikrecht durch die Gerichte respektiert und die grund­
rechtswidrigen Entscheidungen insbesondere der obersten 
Bundesgerichte (wie z. B. zur Verfolgung einer demokrati­
schen Gesinnung) revidiert werden. Teilerfolge gibt es in 
bezug auf die Rechtsprechung mancher erstinstanzlichen Ar­
beitsgerichte, die sich entgegen der Richtlinienrechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts z. B. für die Verfassungswidrigkeit 
der Aussperrung oder das Recht der Meinungsfreiheit im 
kapitalistischen Betrieb ausgesprochen haben.28
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BRD-Gerichte müssen westdeutschen 
Unternehmen die Benutzung der 
Bezeichnung „Dresdener Stollen“ verbieten
dt. Jürgen woltz, Berlin

Geographische Herkunftsangaben besitzen neben den Marken 
und Namen der Betriebe und Kombinate insbesondere im 
Export große Bedeutung. Sie verkörpern immaterielle Ver­
mögenswerte, von denen ein entscheidender Einfluß auf die 
positive Entwicklung des Exports derartiger Erzeugnisse aus­
geht. Denken wir nur an solche Beispiele wie „Jenaer Glas“ 
und „Meißener Porzellan“.4

Durch die Benutzung wertvoller fremder Herkunftsanga­
ben versuchen kapitalistische Konkurrenten unserer volks­
eigenen Betriebe, deren ökonomische Erfolge auf die eigenen 
Erzeugnisse abzuleiten. Gegen solche Praktiken vorzugehen 
ist deshalb auch aus ökonomischen Gründen unerläßlich, weil 
sonst diese durch die langjährige Qualitätsarbeit unserer 
Werktätigen geschaffenen wertvollen Vermögensbestandteile 
untergehen; denn wird die unberechtigte Nutzung geduldet, 
wird aus einer Herkunftsangabe eine sog. Beschaffenheitsan­
gabe, die uneingeschränkt durch jedermann benutzt werden 
kann.

Derartigen Angriffen war bisher in der BRD auch die 
geographische Herkunftsangabe „Dresdener Stollen“ ausge­
setzt. Das VE Backwarenkombinat Dresden sah sich deshalb 
veranlaßt, im eigenen Interesse sowie im Interesse aller 
Dresdener Bäckereien einen Münchener Backwarenbetrieb, 
der sich dieser Herkunftsangabe bediente, zu verklagen.

Am 3. Mai 1984 verurteilte das Oberlandesgericht Mün­
chen in der Berufungsinstanz antragsgemäß das verklagte 
Münchener Unternehmen, die Bezeichnung „Dresdner Stol­
len“ nicht mehr zu benutzen, Schadenersatz an das VE Back­
warenkombinat Dresden zu zahlen und die Kosten des 
Rechtsstreits zu tragen.2

Das OLG stützte seine Entscheidung auf ein Gutachten 
vom Januar 1984, nach dem ein beachtlicher Teil der ange­
sprochenen Verkehrskreise (das sind die Stollen-Käufer und 
-Konsumenten) der Meinung ist, eine als „Dresdner Stollen“ 
bezeichnete Ware werde nur in Dresden hergestellt. Das Ur­
teil beruht im Kern darauf, daß diese Käufer irregeführt wer­
den, wenn ihnen ein nicht in Dresden hergestellter Stollen 
als „Dresdner Stollen“ angeboten wird. Diese Täuschung ist 
nach Auffassung des Berufungsgerichts geeignet, die über die 
Herkunft des Stollens irregeführten Personen in ihrem wirt­
schaftlichen Kaufentschluß zu beeinträchtigen. Die vom ver­
klagten Unternehmen behauptete Umwandlung der geogra­
phischen Herkunftsangabe „Dresdner Stollen“ in eine Be­
schaffenheitsangabe hat, wie das Gutachten nachweist, nicht 
stattgefunden.

Dem auf eine langjährige Benutzung gestützten Verwir­
kungseinwand des Münchener Unternehmens begegnete das 
OLG mit dem Argument, daß an der Benutzung einer irre­
führenden Bezeichnung kein schutzwürdiges Interesse be­
steht, weil dadurch die Interessen der- Allgemeinheit ver­
letzt werden, was eine Verwirkung grundsätzlich ausschließe.

Diesem Urteil war ein Verfahren vor dem Landgericht 
München I vorausgegangen, in dem wieder einmal deutlich 
wurde, mit welchen Bedingungen volkseigene Betriebe rech­
nen müssen, wenn sie ihr Recht vor BRD-Gerichten durch­
setzen wollen.

Das VE Backwarenkombinat Dresden hatte das Münchener 
Unternehmen vergeblich zur Unterlassung der Benutzung 
der Herkunftsangabe „Dresdner Stollen“ aufgefordert. Dar-
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